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dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 
dem Auszubildenden schriftlich mitzuteilen.

(2) Verlangt ein in Absatz 1 genannter Auszubildender innerhalb 
der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsver­
hältnisses schriftlich vom Arbeitgeber seine Weiterbeschäftigung, so 
gilt zwischen dem Auszubildenden und dem Arbeitgeber im Anschluß 
an das erfolgreiche Berufsausbildungsverhäitnis ein Arbeitsverhältnis 
auf unbestimmte Zeit als begründet.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungs- 
verhätlnis vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit der 
Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
erfolgreich endet.

(4) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei 
Wochen nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim 
Verwaltungsgericht, bis zu dessen Bildung bei der Kammer für 
Arbeitsrecht des Kreisgerichts beantragen

1. festzustellen, daß ein Arbeitsverhältnis nach den Absätzen 2 
oder 3 nicht begründet wird oder

2. das bereits nach den Absätzen 2 oder 3 begründete Arbeitsver­
hältnis aufzulösen,

wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Arbeitgeber unter 
Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht 
zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Verwaltungsge­
richt, bis zu dessen Bildung vor der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts, ist die Personalvertretung, bei einem Mitglied der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung auch diese beteiligt.

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind unabhängig davon anzuwenden, ob der 
Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen 
ist.

§ 10
(Schweigepflicht)

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz 
wahrnehmen oder wahrgenommen-haben, haben über die ihnen dabei 
bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen 
zu bewahren.
Abgesehen von den Fällen des § 68 Abs. 2 Satz 3 und des § 93 gilt die 
Schweigepflicht nicht für Mitglieder der Personalvertretung und der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung gegenüber den übrigen Mit­
gliedern der Vertretung und für die in Satz 1 bezeichneten Personen 
gegenüber der zuständigen Personalvertretung; sie entfällt ferner 
gegenüber der Vorgesetzten Dienststelle und der bei ihr gebildeten 
Stufenvertretung. Satz 2 gilt auch für die Anrufung der Einigungsstel­
le.

*
(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder 

Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen.

§11
(Unfallfürsorge für Beamte)

findet keine Anwendung.
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Erster Abschnitt 
Wahl und Zusammensetzung des Personalrates

§ 12
(Bildung von Personalräten)

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel mindestens fünf Wahlbe­
rechtigte beschäftigen, von denen drei wählbar sind, werden Perso­
nalräte gebildet

(2) Dienststellen, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht gegeben sind, werden von der übergeordneten Dienststelle im

Einvernehmen mit der Stuferivertretung einer benachbarten Dienst­
stelle zugeteilt

§ 13
(Wahlberechtigung)

(1) Wahlberechtigt sind alle Beschäftigten, die am Wahltage das 
18. Lebensjahr vollendet haben, es sei dennn, daß sie infolge 
Richterspruchs das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen 
oder zu stimmen, nicht besitzen. Beschäftigte, die am Wahltage seit 
mehr als sechs Monaten unter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind, 
sind nicht wahlberechtigt.

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist, wird in ihr wahlbe­
rechtigt, sobald die Abordnung länger als drei Monate gedauert hat; 
im gleichen Zeitpunkt verliert er das Wahlrecht bei der alten 
Dienststelle. Das gilt nicht für Beschäftigte, die als Mitglieder einer 
Stufenvertretung freigestellt sind. Satz 1 gilt ferner nicht, wenn 
feststeht, daß der Beschäftigte binnen weiterer sechs Monate in die 
alte Dienststelle zurückkehren wird.

(3) Beschäftigte in einer beruflichen Ausbildung, deren Ausbildung 
in wechselnden Dienststellen erfolgt, sind nur bei ihrer Stammbehör­
de wahlberechtigt.

§ 14 
(Wählbarkeit)

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltage
1. seit sechs Monaten dem Geschäftsbereich ihrer obersten Dienst­

behörde angehören und
2. seit einem Jahr in öffentlichen Verwaltungen oder von diesen 

geführten Betrieben beschäftigt sind.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte 
aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt.

(2) Nicht wählbar sind Beschäftigte, die wöchentlich weniger als 
50 V. H. der verbindlichen Arbeitszeit beschäftigt sind.

(3) Nicht wählbar sind für die Personalvertretung ihrer Dienststelle 
die in § 7 genannten Personen sowie Beschäftigte, die zu selbständi­
gen Entscheidungen in Personalangelegenheiten der Dienststelle 
befugt sind.

§ 15
(Sondervorschriften für die Wählbarkeit)

(1) Besteht die oberste Dienstbehörde oder die Dienststelle weniger 
als ein Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht der Voraussetzung 
des § 14 Abs. 1 Nr. 1-.

(2) Die Voraussetzung des § 14 Abs. 1 Nr. 2 entfällt, wenn nicht 
mindestens fünfmal soviel wählbare Beschäftigte vorhanden wären, 
als nach den §§ 16 und 17 zu wählen sind.

§ 16
(Zahl der Personalratsmitglieder)

(1) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel
5 bis 20 wahlberechtigten Beschäftigten aus einer Person

21 Wahlberechtigten bis 50 Beschäftigten aus drei Mitgliedern
51 bis 150 Beschäftigten aus fünf Mitgliedern

151 bis 300 Beschäftigten aus sieben Mitgliedern
301 bis 600 Beschäftigten aus neun Mitgliedern
601 bis 1 000 Beschäftigten aus elf Mitgliedern.

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen mit 1001 bis 5000 
Beschäftigten um je zwei für je weitere angefangene 1000, mit 5001 
und mehr Beschäftigten um je zwei für je weitere angefangene 2000.

(2) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt einunddreißig.


